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Beratungsfolge Sitzungstermin

 
Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr 01.11.2007

 
 
Ausbau und beitragsrechtliche Veranlagung des Buschberger Weges östlich der  
Straße Am Hange 
 
 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr am 20.09.2007 
wurde unter Punkt 5 das weitere Vorgehen im Zusammenhang mit dem geplanten Ausbau 
des östlichen Teils des Buschberger Weges behandelt. 
 
Der Ausschuss empfahl der Verwaltung einvernehmlich, einen anderen (als den in der Bür-
gerinformationsveranstaltung vom 30.05.2007 vom Team Beiträge vorgestellten), gerechte-
ren Abrechnungsmodus für die beitragsrechtliche Veranlagung im Buschberger Weg zu fin-
den. 
Hierauf erläuterte Herr Zweiter Stadtrat Bosse in der Sitzung des Ausschusses für Stadtent-
wicklung, Umwelt und Verkehr vom 04.10.2007 die Sach- und Rechtslage, wie sie sich auf-
grund der langjährigen Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichtes Schleswig zum Aus-
baubeitragsrecht darstellt. 
 
Es wurde daraufhin im Ausschuss von der Verwaltung ein Vorschlag erbeten, wie mit dieser 
Situation im Gremium nun weiter verfahren werden solle. 
 
Die Verwaltung hat angesichts der für die Anliegerinnen und Anlieger des westlichen Teils 
des Buschberger Weges ungerecht erscheinenden Rechtslage Vertreter der mittlerweile ge-
gründeten Interessengemeinschaft Buschberger Weg West zu einem weiteren Gespräch 
geladen, welches am 10.10.2007 stattfand. Ergebnis dieses Gespräches war unter anderem, 
dass für die weitere Vorgehensweise im Zusammenhang mit der anstehenden beitragrechtli-
chen Veranlagung zusätzlich eine rechtliche Bewertung der hiesigen Rechtsabteilung hinzu-
gezogen werden soll. 
 
Nach Vorlage dieser rechtlichen Bewertung wird die Verwaltung dem Ausschuss über den 
sich daraus ergebenden Sachstand berichten.  
 
 
 
 
 
 


